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Hinweise für die Vorbereitung: 

A. Die Informationen zum Ablauf werden jeweils doppelseitig kopiert: Ablaufplan und Geschäftsordnung entsprechend der Gesamtzahl aller Mitspieler (auszuteilen gleich zu Anfang), die Anweisungen für die Fraktionssitzungen entsprechend der jeweiligen Fraktionsgröße (auszuteilen zu Beginn der ersten Fraktionssitzung). 

B. Bei den Informationen zum Inhalt wird den Fraktionspositionen (B1 – B5) jeweils B6 – B8 beigelegt. Der gesamte Block wird dann entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen doppelseitig kopiert und geheftet. Auf jeden Block wird oben jeweils ein Rollenprofil geheftet. Die Unterlagen werden am Ende der Planspieleinführung ausgeteilt (=Rollenvergabe!)

C. Die Materialien werden einseitig genau einmal kopiert und im Verlauf des Planspiels ausgegeben. Sie sind chronologisch geordnet. 
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Ablaufplan
	Uhrzeit
	Dauer
	Raum
	Handlung
	Aufgaben der TN

	
	20 min
	individuell
	Einlesen
	Einarbeitung in die Rollen

	
	45 min
	Fraktionen
	1. Sitzung
	1. Wahl der/s Fraktions​vorsitzenden

2. Aufteilung auf die verschiedenen Aus​schüsse 

3. Benennung der Aus​schussvorsitzenden

4. Einigung auf eine gemeinsame Zielrichtung für die Ausschussarbeit

	
	15 min
	Plenum
	1. Lesung
	1. Konstituierung des Parlaments

2. Einsetzung der Ausschüsse

3. Überweisung des Antragsentwurfes an die Ausschüsse

	
	60 min
	Ausschüsse
	Beratungen
	Erarbeitung von Stellungnahmen zum Antrag

· nach 40 min: mitberatender Ausschuss gibt Stellungnahme an federführenden Ausschuss

· nach 60 min: federführender Ausschuss gibt Beschlussempfehlung

	
	30 min
	Fraktionen
	2. Sitzung
	1. Erarbeitung einer gemeinsamen Position zur Beschlussempfehlung

2. Gegebenenfalls Erarbeitung von Änderungsanträgen

3. Beauftragen einer/s Sprecherin/s zur Darstellung der Fraktionsposition in der 2. Lesung

	
	30 min
	Plenum
	2. und 3.   Lesung
	· 2. Lesung: 

Der/ die Sprecher/in des federführenden Ausschusses stellt die Beschlussempfehlung vor.

Die Sprecher/innen der verschiedenen Fraktionen nehmen zur Antragsentwurf Stellung. 

Die vorliegenden Änderungsanträge werden verlesen und zur Abstimmung gestellt.

Der Bundestag stimmt über den Antrag in der Ausschussfassung einschl. angenommener Änderungen ab.

· 3. Lesung: 

Der Bundestag stimmt über den Antrag als Ganzes mit den evtl. in der zweiten Le​sung beschlossenen Änderungen ab.


Geschäftsordnung 

I. Grundsätzliches
Die Leitung der Gremien des Bundestages übernehmen die von den Abgeordneten nach den untenstehenden Regeln zu bestimmenden Funktionsträger.

Die Bundestagsverwaltung hat die Aufgabe, die Abgeordneten bei ihrer Arbeit zu unterstützen. 

Während der Plenardebatten wird die Redezeit entsprechend der jeweiligen Fraktionsgrößen an die  Fraktionen aufgeteilt.

II. Die Funktionsträger
1. Der Bundestagspräsident

Der Bundestagspräsident repräsentiert den Bundestag als Verfassungsorgan nach außen, leitet die Bundestagsverwaltung und führt den Vorsitz im Plenum. Er hat das protokollarisch höchste Amt nach dem Bundespräsidenten inne. Er wird von der größten Fraktion vorgeschlagen und vom Plenum des Bundestages gewählt. 

Er hat die Aufgabe, die Arbeitsfähigkeit des Bundestages sicherzustellen und dafür zu sorgen, dass die Tagesordnung korrekt abgearbeitet wird.  

Der Bundestagspräsident ist verpflichtet, sein Amt unparteiisch auszuüben und alle Mitglieder des Parlaments, gleich welcher Fraktionszugehörigkeit, gleich und fair zu behandeln. Dies steht nicht in Widerspruch zu seiner Zugehörigkeit zu einer Fraktion. Wie jeder Abgeordnete verfügt er über ein Stimmrecht. 
Solange noch kein Bundestagspräsident gewählt ist, übernimmt der nach Lebensjahren älteste Abgeordnete als Alterspräsident dessen Funktionen. 

2. Die Fraktionsvorsitzenden

Jede Fraktion wählt aus ihrer Mitte eine/n Fraktionsvorsitzende/n. 

Diese/r hat die Aufgabe, dafür zu sorgen, dass die Positionen der jeweiligen Fraktion bestmöglich zum Tragen kommen und dass sich am Ende möglichst viel davon im Antrag wieder findet. Dies umfasst insbesondere: 

· die Leitung der Fraktionssitzungen mit dem Ziel, Einvernehmen über Ziele, Strategie und konkretes Handeln herbeizuführen

· die Koordination der fraktionsinternen Vorbereitungen auf die Ausschussarbeit

· die Vertretung der Fraktion nach außen und eventuell notwendige Absprachen mit den Vorsitzenden anderer Fraktionen

3. Die Ausschussvorsitzenden
Die Vorsitzenden werden jeweils von einer Fraktion (entsprechend einer vorherigen Absprache im Ältestenrat) benannt.

Ihre Aufgabe ist es, für geordnete und konstruktive Beratungen in ihrem Ausschuss zu sorgen.

Im Ausschuss gehören die Ausschussvorsitzenden zu den Vertretern ihrer jeweiligen Fraktion, müssen allerdings in ihrer Rolle als Sitzungsleiter alle Ausschussmitglieder fair und gleich behandeln.

Sie wachen über die Einhaltung des Zeitplans, sorgen dafür, dass jede/r in angemessener Weise zur Diskussion beitragen kann und die Darlegungen Ihrer Ausschuss​kolleg/innen in einem vertretbaren zeitlichen Rahmen bleiben. Es steht den Ausschussvorsitzenden zu, störende Mitglieder zur Ordnung zu rufen und nötigenfalls des Saales zu verweisen. 

Die Ausschussvorsitzenden sind verantwortlich dafür, dass zum Ende der Sitzung die Ergebnisse schriftlich festgehalten sind.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1.
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Benennen Sie eine/n Kandidatin/en für das Amt der/s Bundestagspräsidentin/en

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung und wer beim Arbeitsausschuss mitarbeitet

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Arbeitsausschuss.

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung: 

Zu Satz 1: Ist die Westangleichung der Einkommen von Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sinnvoll? Wann? Worin liegt ihre Bedeutung? 

Zu Satz 3: Muss eine effektive Regionalpolitik sich weiterhin spezifisch dem Aufbau Ost widmen oder aber gleichermaßen allen strukturschwachen Regionen in Deutschland? Welche grundlegenden Ansätze muss eine erfolgreiche Förderung verfolgen? 

Ausschuss für Arbeit: 

Zu Satz 2: Mit welchen Maßnahmen lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern wirkungsvoll bekämpfen? Welche Auswirkungen haben diese für die Arbeitnehmer/innen in Ostdeutschland?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 
· Was wollen wir? Soll der Antrag beschlossen werden oder nicht?
Muss er verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Antrag haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie den Antrag grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 5 Minuten).

4. 
Suchen Sie Kontakt zu Ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung und wer beim Arbeitsausschuss mitarbeitet

· Benennen Sie eine/n Vorsitzende/n für den Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung.

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung: 

Zu Satz 1: Ist die Westangleichung der Einkommen von Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sinnvoll? Wann? Worin liegt ihre Bedeutung? 

Zu Satz 3: Muss eine effektive Regionalpolitik sich weiterhin spezifisch dem Aufbau Ost widmen oder aber gleichermaßen allen strukturschwachen Regionen in Deutschland? Welche grundlegenden Ansätze muss eine erfolgreiche Förderung verfolgen? 

Ausschuss für Arbeit: 

Zu Satz 2: Mit welchen Maßnahmen lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern wirkungsvoll bekämpfen? Welche Auswirkungen haben diese für die Arbeitnehmer/innen in Ostdeutschland?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 
· Was wollen wir? Soll der Antrag beschlossen werden oder nicht?
Muss er verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung der/s Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Antrag haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie den Antrag grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 4 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung und wer beim Arbeitsausschuss mitarbeitet

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung: 

Zu Satz 1: Ist die Westangleichung der Einkommen von Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sinnvoll? Wann? Worin liegt ihre Bedeutung? 

Zu Satz 3: Muss eine effektive Regionalpolitik sich weiterhin spezifisch dem Aufbau Ost widmen oder aber gleichermaßen allen strukturschwachen Regionen in Deutschland? Welche grundlegenden Ansätze muss eine erfolgreiche Förderung verfolgen? 

Ausschuss für Arbeit: 

Zu Satz 2: Mit welchen Maßnahmen lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern wirkungsvoll bekämpfen? Welche Auswirkungen haben diese für die Arbeitnehmer/innen in Ostdeutschland?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 
· Was wollen wir? Soll der Antrag beschlossen werden oder nicht?
Muss er verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Antrag haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie den Antrag grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3,5 Minuten).

4. 
Suchen Sie Kontakt zu Ihrem Koalitionspartner, um ein geschlossenes Auftreten herbeizuführen.

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung und wer beim Arbeitsausschuss mitarbeitet.

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung: 

Zu Satz 1: Ist die Westangleichung der Einkommen von Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sinnvoll? Wann? Worin liegt ihre Bedeutung? 

Zu Satz 3: Muss eine effektive Regionalpolitik sich weiterhin spezifisch dem Aufbau Ost widmen oder aber gleichermaßen allen strukturschwachen Regionen in Deutschland? Welche grundlegenden Ansätze muss eine erfolgreiche Förderung verfolgen? 

Ausschuss für Arbeit: 

Zu Satz 2: Mit welchen Maßnahmen lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern wirkungsvoll bekämpfen? Welche Auswirkungen haben diese für die Arbeitnehmer/innen in Ostdeutschland?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 
· Was wollen wir? Soll der Antrag beschlossen werden oder nicht?
Muss er verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Antrag haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie den Antrag grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Fraktionsauftrag (1. Sitzung) 
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1. 
Personalentscheidungen (ca. 15 Minuten)

· Wählen Sie eine/n Fraktionsvorsitzende/n

· Bestimmen Sie, wer von Ihnen beim Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung und wer beim Arbeitsausschuss mitarbeitet.

2.
Absprachen (ca. 30 Minuten)

Bilden Sie Arbeitsgruppen, um sich auf die Ausschussarbeit vorzubereiten. Sammeln Sie Argumente für die Position Ihrer Fraktion bei der Diskussion der folgenden Fragen: 

Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung: 

Zu Satz 1: Ist die Westangleichung der Einkommen von Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst sinnvoll? Wann? Worin liegt ihre Bedeutung? 

Zu Satz 3: Muss eine effektive Regionalpolitik sich weiterhin spezifisch dem Aufbau Ost widmen oder aber gleichermaßen allen strukturschwachen Regionen in Deutschland? Welche grundlegenden Ansätze muss eine erfolgreiche Förderung verfolgen? 

Ausschuss für Arbeit: 

Zu Satz 2: Mit welchen Maßnahmen lässt sich die hohe Arbeitslosigkeit in den neuen Ländern wirkungsvoll bekämpfen? Welche Auswirkungen haben diese für die Arbeitnehmer/innen in Ostdeutschland?

Anschließend einigen Sie sich in der Gesamtfraktion: 
· Was wollen wir? Soll der Antrag beschlossen werden oder nicht?
Muss er verändert werden, damit wir zustimmen können? 

· Welche Kompromisse sind wir bereit zu machen, um unsere wichtigsten Ziele zu erreichen? 

Bedenken Sie immer: Eine einheitliche Linie macht Sie gemeinsam stark; verschiedene Po​sitionen werden von anderen leicht als Schwäche ausgelegt. Allerdings ist jeder Ihrer Abge​ordneten letztlich nur seinem Gewissen verpflichtet.

	Fraktionsauftrag (2. Sitzung) 
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1. 
Diskutieren Sie unter Leitung des/r Fraktionsvorsitzenden die Beschlussempfehlung des federführenden Ausschusses an das Plenum.

2. 
Erarbeiten Sie nach Möglichkeit eine gemeinsame Position. Überlegen Sie:

· Falls der Vorschlag des federführenden Ausschusses Ihren Vorstellungen entspricht: Stimmen Sie der Beschlussempfehlung in der 2. und ggf. 3. Lesung zu. 

Machen Sie in der im Namen der Fraktion vorzutragenden Rede deutlich, dass Sie Ihre Position durchgesetzt haben. 

· Falls Sie aus gewichtigen Gründen eine andere Meinung zum Antrag haben als der federführende Ausschuss:

Stimmen Sie gegen die Beschlussempfehlung (und damit voraussichtlich gegen die Mehrheit) 
Stellen Sie in der Rede im Plenum die Gründe für Ihre Ablehnung dar.

· Falls Sie den Antrag grundsätzlich sinnvoll finden, sich bestimmte Regelungen jedoch anders wünschen:

Stellen Sie einen Änderungsantrag (der in der Zweiten Lesung abgestimmt wird). 

Machen Sie in Ihrer Rede deutlich, warum Sie diese Änderungen möchten. 

Überlegen Sie, ob Sie, falls Ihre Änderungen abgelehnt werden, dennoch der Beschluss​empfehlung zu​stimmen wollen.
3.
Benennen Sie ei​ne/n Redner/in, die / der die Position Ihrer Fraktion in der 2. Lesung im Plenum präsentiert (max. 3 Minuten).

	Positionen der CVP 
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Die CVP hat den vorliegenden Antrag gemeinsam mit ihrem Koalitionspartner, der LRP, vorgelegt. Die beiden Regierungsfraktionen sind sich beim Thema Aufbau Ost weitgehend einig. Zwar geht Ihr Partner in Fragen der Flexibilität des Arbeitsmarktes noch weiter als Sie, aber das vorliegende Dokument betrachten Sie zunächst als guten Kompromiss.

Zu den einzelnen Themen vertritt die CVP die folgenden Positionen und Argumente: 

· Allgemein: Ziel der CVP ist es bis zum Jahr 2019 – dem Ende des Solidarpakts II – gleichwertige Lebensverhältnisse in ganz Deutschland herzustellen. Dabei sind die Steigerung der Wirtschaftskraft und die Reduzierung der Arbeitslosigkeit die zentralen Aufgaben.

· Westangleichung der Beamtenbezüge und der Gehälter im öffentlichen Dienst: Die CVP spricht sich für eine Angleichung ab 2014 aus. Denn auf der einen Seite sind die öffentlichen Einnahmen und das private Einkommensniveau in Ostdeutschland ebenso wie die Lebenshaltungskosten durchschnittlich geringer und werden dies voraussichtlich in naher Zukunft bleiben. Auf der anderen Seite  hat aber hier der Bund als Arbeitgeber die Chance, ein deutliches Zeichen zu setzen, dass eine Annäherung der Lebensverhältnisse gewünscht und beabsichtigt ist, ohne gleichzeitig Druck auf die privaten Arbeitgeber auszuüben. 

· Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: Das Ziel der CVP bleibt die Vollbeschäftigung. Die Politik kann jedoch nicht direkt Arbeitsplätze schaffen, sondern sie kann dafür lediglich sinnvolle Rahmenbedingungen setzen: Dort, wo hohe Arbeitslosigkeit herrscht, können in Ausnahmefällen Abweichungen von den üblichen Regeln des Arbeitsrechts (Mitbestimmung, Kündigungsschutz, Flächentarifverträge) vereinbart und Steuern für Unternehmen verringert werden. Bürokratische Hürden müssen abgebaut werden (z.B. Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, mehr Transparenz über Fördermittel, Reduktion von Berichtspflichten). Diese Maßnahme würden die Unternehmen in den neuen Ländern fördern und damit Arbeitsplätze schaffen und halten. 

Einige Fraktionen fordern dagegen einen gesamtdeutschen Mindestlohn. Solange die Produktivität in den neuen Ländern niedriger ist und die Lebenshaltungskosten geringer sind, ist es aber widersinnig, höhere Löhne einzuführen. Die niedrigen Löhne sind einer der wenigen Standortvorteile für Unternehmen in den neuen Ländern. Die Löhne zu erhöhen würde die Wirtschaft in den neuen Ländern daher schwächen. Das Ziel der Gleichwertigkeit darf nicht zu Gleichmacherei führen. Unterschiede sind Ausdruck von Freiheit und Motor der Entwicklung, die es zum Wohle aller zu nutzen gilt.
· Die Förderung strukturschwacher Regionen: Es gibt viele wirtschaftlich erfolgreiche und für die Menschen attraktive Regionen – sowohl in Ost wie auch in West. Es bleiben strukturelle Unterschiede zwischen Ost und West sowie auch innerhalb von Ost und West bestehen. An diesen muss überall angesetzt werden, um die Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse zu erreichen. Deshalb sind Investitionen in allen Bereichen und Regionen Deutschlands nötig. Nach zwanzig Jahren der Solidarität zwischen West und Ost muss in den nächsten Jahrzehnten eine gesamtdeutsche Solidarität zugunsten der schwächsten Regionen in Deutschland gezeigt werden.
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Ihre Fraktion steht dem vorliegenden Antrag sehr skeptisch gegenüber. Zwar ist die APD mit den einleitenden Worten, die das Erreichte würdigen und bleibende Herausforderungen benennen, durchaus einverstanden. Aber die Maßnahmen, zu denen die Bundesregierung aufgefordert wird, finden nicht Ihre Zustimmung. 

Zu den einzelnen Themen vertritt die APD die folgenden Positionen und Argumente: 

· Allgemein: Die vorgeschlagenen Maßnahmen zielen nach Ansicht der APD auf eine jahrelange Festschreibung eines Zweiklasseniveaus in Deutschland und auf einen Rückgang der ostdeutschen Förderung. Diese Vorschläge werden von den Regierungsfraktionen hinter der Aufforderung versteckt, die Bezüge der Beamten und die Löhne und Gehälter der Angestellten des öffentlichen Dienstes an das Westniveau anzugleichen. 

· Westangleichung der Beamtenbezüge und der Gehälter im öffentlichen Dienst: Es kann nicht sein, dass die Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst noch bis 2014 für gleiche Arbeit in die zweite Einkommensklasse gezwungen werden. Die Menschen im Osten haben ein Recht auf eine erstklassige Bezahlung für erstklassige Arbeit. Eine Angleichung sollte bereits zum 01.01.2012 vorgenommen werden. Damit wäre die Angleichung in sehr naher Zukunft geschafft. Zugleich bleibt ausreichend Zeit, die Veränderungen finanziell und verwaltungstechnisch einzuplanen. 

· Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: Auf die staatliche Einheit muss jetzt die Vollendung der sozialen Einheit folgen. Nur dies würde dem Titel des Antrages „Die Einheit vollenden“ tatsächlich gerecht. Bislang sind wir zwar ein Land, aber bei den Löhnen wird immer noch stark nach Himmelsrichtungen unterschieden: Deswegen setzt sich die APD für einen bundesweit einheitlichen Mindestlohn von 7,50 Euro ein. 

Was die Koalition mit ihrem Entwurf möchte, ist dagegen eine Sonderwirtschaftszone Ost. In dieser sollen die Steuern ausschließlich für Unternehmen gesenkt werden. Die Rechte der Arbeitnehmer (Kündigungsschutz, betriebliche Mitbestimmung, Tarifbindung - im Antrag als „arbeitsrechtliche Hürden“ bezeichnet!) sollen eingeschränkt werden. Löhne sollen niedrig gehalten werden. Standortwerbung soll nach dem Motto betrieben werden: „Hier sind Arbeitnehmer/innen billig und willig“. Solche Maßnahmen zementieren die Ungleichheit, provozieren die weitere Abwanderung junger Fachkräfte und behindern den Aufbauprozess in den neuen Bundesländern. Mit dieser Politik möchte die Koalition ein Einfallstor für den Sozialabbau in Deutschland im Allgemeinen schaffen. 

· Die Förderung strukturschwacher Regionen: Ostdeutschland braucht auch weiterhin eine wirksame und umfassende Förderung. Denn die neuen Länder haben spezifische Herausforderungen zu bewältigen. Daseinsvorsorge in strukturschwachen Gebieten mit hoher Abwanderung ist weiterhin eine wichtige Aufgabe: die Vollendung zahlreicher Verkehrsprojekte, die Anbindung aller Haushalte an die Versorgungssysteme, Gesundheit, Bildung und Kultur sind einige der spezifischen Bedürfnisse im Osten Deutschlands. Zwar benötigen auch zahlreiche strukturschwache Regionen im Westen einer Förderung. Doch dürfen diese nicht gegen die besonderen und berechtigten Anliegen in den Neuen Ländern ausgespielt werden.
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Die LRP hat den vorliegenden Antrag gemeinsam mit ihrem Koalitionspartner, der CVP, vorgelegt. Die beiden Regierungsfraktionen sind sich beim Thema Aufbau Ost weitgehend einig. Zwar würden Sie in Fragen der Flexibilität des Arbeitsmarktes noch weiter gehen als Ihr Koalitionspartner, aber das vorliegende Dokument betrachten Sie zunächst als guten Kompromiss.

Zu den einzelnen Themen vertritt die LRP die folgenden Positionen und Argumente: 

· Allgemein: Nach Überzeugung der LRP darf „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse" nicht bedeuten, dass alles vereinheitlicht  werden muss. Unterschiede sind Ausdruck von Freiheit und Motor der Entwicklung, weil sie Anreize setzen und Anstrengungen hervorbringen. Gleichwertigkeit ist nicht Gleichheit. Daher muss sich verantwortliche Politik an der konkreten Situation jeder Region, jedes Menschen und jedes Unternehmens ausrichten. Es gilt Chancen zu eröffnen und zu eigener Kreativität und Leistung herauszufordern. Vermeintliche soziale Errungenschaften können leicht zu Hürden werden, die eine gleichwertige Entwicklung im Osten auf lange Sicht unmöglich machen.  
· Westangleichung der Beamtenbezüge und der Gehälter im öffentlichen Dienst: Die LRP ist eigentlich gegen eine Angleichung der Bezüge im öffentlichen Dienst, solange die öffentlichen Einnahmen im Osten weit unter denen im Westen liegen. Doch kann die LRP die Angleichung als Kompromiss befürworten, wenn sie auf der anderen Seite Forderungen abwehren kann, auch im privaten Sektor eine Angleichung der Verhältnisse in Ost und West zu schaffen. 
· Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: Die LRP setzt auf eine Schaffung von Arbeitsplätzen in Ostdeutschland durch eine Förderung der Unternehmen. Ostdeutschland braucht  andere Rahmenbedingungen als der Westen: Die Steuern für Unternehmen müssen reduziert werden. Verabschieden müssen wir uns von lieb gewonnenen Arbeitsrechten, die in wirtschaftlichen Schwierigkeiten zu einem Luxus zählen:  Abstand zu nehmen ist vom Flächentarifvertrag, der Arbeitgeber zu Löhnen zwingt, die sie sich nicht leisten können. Der Kündigungsschutz ist erst in Betrieben mit mehr als 20 Mitgliedern verbindlich vorzuschreiben und befristete Arbeitsverhältnisse sind auf vier Jahre auszuweiten. Bürokratische Hürden müssen abgebaut werden (z.B. Beschleunigung von Genehmigungsverfahren, mehr Transparenz über Fördermittel, Reduktion von Berichtspflichten, Umwelt- und Sicherheitsauflagen). 

Forderungen nach einer künstlichen Angleichung der Lebenssituation in den Neuen Ländern z.B. durch einen einheitlichen Mindestlohn sind dagegen schädlich. Solange die Produktivität in den neuen Ländern niedriger ist und die Lebenshaltungskosten geringer sind, ist es widersinnig, ein gleiches Lohnverhältnis zu fordern. Dies würde die Wirtschaft in den neuen Ländern schwächen, weil es ihnen einen ihrer wenigen Standortvorteile nehmen würde. Gleichmacherei und übermäßige Reglementierung stehen im Widerspruch zu der Veränderungsbereitschaft und der Flexibilität der Menschen in den Neuen Ländern. 

· Die Förderung strukturschwacher Regionen: Wir brauchen eine individuelle Förderung aller strukturschwachen Regionen in Deutschland nach ihren speziellen Bedürfnissen, nicht eine flächendeckende schablonenhafte Förderung überall in den neuen Ländern. Für die Entwicklung der einzelnen Regionen sollten zunächst immer die Länder und Kommunen selbst zuständig sein, weil diese die Bedürfnisse vor Ort am besten kennen. Erst nachgeordnet können bundespolitische Maßnahmen ergänzen.
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Die PSG lehnt den vorliegenden Antrag konsequent ab. 
Zu den einzelnen Themen vertritt die PSG die folgenden Positionen und Argumente: 

· Allgemein: Auch nach zwei Jahrzehnten Einheit existieren große Unterschiede zwi​schen den neuen und den alten Bundesländern. Der Nachbau West im Osten ist ge​scheitert. Die Politik muss das Augenmerk von nun an auf Ostdeutschlands beson​dere Rolle als Motor deutscher gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen richten. Die vorgeschlagenen Maßnahmen des Antrags zielen dagegen auf ein gesamtdeut​sches kapitalistisches System mit einem sozial benachteiligten ostdeutschen Experi​mentierfeld ab. 

· Westangleichung der Beamtenbezüge und der Gehälter im öffentlichen Dienst: Es kann nicht sein, dass die Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst noch bis 2014 für gleiche Arbeit in die zweite Einkommensklasse gezwungen werden. Die Men​schen im Osten haben ein Recht auf eine erstklassige Bezahlung für erstklassige Arbeit. Eine Angleichung sollte rückwirkend zum 01.01.2010 vorgenommen werden. Zudem möchten die Regierungsfraktionen hinter ihrem scheinbar großzügigen Vorschlag einer Westangleichung in der öffentlichen Verwaltung ihre radikalen arbeitsmarktpolitischen Ziele in der Privatwirtschaft verstecken.
· Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: Die Zweiklassengesellschaft innerhalb Deutsch​lands ist unerträglich und läuft jeglicher Idee von Einheit zuwider. Die Lohnanglei​chung stockt seit Jahren. Wegen der hohen Arbeitslosigkeit im Osten der Republik stehen die Beschäftigten unter Druck. Die soziale Verunsicherung erfasst immer größere Teile der Bevölkerung. Jeder vierte Vollzeitarbeitnehmer erhält in den Neuen Ländern nur einen Niedriglohn. Löhne zwischen drei und fünf Euro sind keine Seltenheit. In Ost​deutschland ist fast jeder Fünfte von Armut be​droht. In Westdeutschland nur etwa jeder Zehnte. Ohne guten Lohn für gute Ar​beit ist die Abwanderung in Regionen, in denen besser bezahlt wird, nicht aufzuhalten. Die PSG fordert einen flächendeckenden ge​setzlichen Mindestlohn und den Auf​bau eines öffentlich geförderten Beschäfti​gungssektors, in dem Aufgaben erledigt werden, die sich in der freien Wirtschaft nicht rechnen – insbesondere im sozialen, kultu​rellen und ökologischen Bereich. 
Was die Koalition mit ihrem Antrag möchte, ist ein sozialpolitischer Kahlschlag in einer Sonderwirtschaftszone Ost. Unter dem Deckmantel der „arbeitsrechtlichen Hürden“ möchte sie unabdingbare Rechte der Arbeitnehmer abbauen (Tarifbindung, Kündigungsschutz, betriebliche Mitbestimmung). Damit möchte die Regierung ein Ein​fallstor für den Sozialabbau in Deutschland im Allgemeinen schaffen. Unternehmen möchte sie einseitig steuerlich privilegieren, während die Arbeitnehmer weiterhin ihre vollen Steuersätze zahlen müssen. 

· Die Förderung strukturschwacher Regionen: Ostdeutschland zeigt immer noch dramatische und anhaltende Unterschiede zu Westdeutschland. Zugleich hat sich die Kluft innerhalb Ostdeutschlands zwischen den wenigen aufsteigenden und den vielen strukturschwachen Regionen vertieft. Die Kommunen verfügen dort über viel zu geringe finanzielle Mittel. Lage und Verkehrsanbindung sind ungünstig. Wirtschaftlich sind viele Regionen kaum leistungsfähig. Abwanderung und Fachkräftemangel kenn​zeichnen die Situation. Oft bedarf es staatlicher Subventionierung, um die unabdingba​ren Leistungen der Daseinsvorsorge zu sichern. Ein Umbau muss die spezifischen Stär​ken und Potentiale der verschiedenen Regionen in den Blick bringen. Anstelle von staat​lichen Vorgaben nach westdeutschem Vorbild bedarf es konkreter Ansätze und Ent​scheidungen vor Ort.  
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Ihre Fraktion steht dem vorliegenden Antrag skeptisch gegenüber. Die Maßnahmen, zu welchen die Bundesregierung aufgefordert wird, finden nicht Ihre Zustimmung. 

Zu den einzelnen Themen vertritt die ÖSP die folgenden Positionen und Argumente: 

· Allgemein: Zwanzig Jahre nach der deutschen Vereinigung gibt es viele Erfolge, die gewürdigt werden müssen: Freiheitsrechte, demokratische Wahlmöglichkeiten, neue und moderne Infrastrukturen. Doch bei der wirtschaftlichen Entwicklung bestehen große Probleme fort. Der Nachbau West hat sich als ungeeignet für den Aufbau Ost erwiesen. Die ÖSP setzt stattdessen auf ökologische, soziale und wirtschaftliche Innovationen, die ihren Ausgangspunkt in ostdeutschen Potenzialen nehmen. Die von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Maßnahmen zielen dagegen nach Ansicht der ÖSP auf eine jahrelange Festschreibung eines Zweiklasseniveaus in Deutschland und auf einen Rückgang der ostdeutschen Förderung. Diese Vorschläge werden hinter der Aufforderung versteckt, die Bezüge der Beamten und die Löhne und Gehälter der Angestellten des öffentlichen Dienstes an das Westniveau anzugleichen. 

· Westangleichung der Beamtenbezüge und der Gehälter im öffentlichen Dienst: Es kann nicht sein, dass die Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst noch bis 2014 für gleiche Arbeit in die zweite Einkommensklasse gezwungen werden. Die Menschen im Osten haben ein Recht auf eine erstklassige Bezahlung für erstklassige Arbeit. Eine Angleichung sollte bereits zum 01.01.2012 vorgenommen werden.

· Der ostdeutsche Arbeitsmarkt: CVP und LRP wollen faktisch eine Sonderwirtschaftszone Ostdeutschland, in der unter der Bezeichnung Abbau von „arbeitsrechtlichen Hürden“ die Rechte der Arbeitnehmer (Kündigungsschutz, Mitbestimmung, Tarifbindung) dramatisch eingeschränkt und ein abgesenktes Lohnniveau dauerhaft verankert werden sollen. Die Einführung eines Niedriglohnsektors im Osten ist der falsche Weg. Unternehmen in Ostdeutschland zahlen nach wie vor durchschnittlich geringere Löhne als in Westdeutschland. Eine weitere Absenkung kann den Menschen nicht zugemutet werden. Ebenso unsinnig ist die Forderung nach Möglichkeiten zur Tariföffnungsklauseln. Nur zehn Prozent der Firmen in Ostdeutschland sind an Tarife gebunden. Die Vorstellungen der Koalition würden die Ungleichheit zementieren, die weitere Abwanderung junger Fachkräfte provozieren und den Aufholprozess der neuen Bundesländer untergraben. 

Den Abbau bürokratischer Hürden dagegen befürwortet die ÖSP, wenn diese für die  Sicherheit und Gesundheit von Mensch und Umwelt entbehrlich sind. 

· Die Förderung strukturschwacher Regionen: Der Aufbau Ost ist nicht abgeschlossen. Der Staat muss weiterhin Sorge dafür tragen, dass in den von Abwanderung besonders betroffenen strukturschwachen Regionen in den Neuen Ländern die private und öffentliche Infrastruktur sowie eine urbane Lebensqualität gesichert werden. Dies darf nicht durch die Förderung von strukturschwachen Regionen im Westen gebremst werden. Allerdings muss es bei  den Konzepten für den Aufbau Ost ein Umdenken geben: Entscheidungen über die spezifischen Probleme in den Neuen Ländern müssen vor Ort getroffen werden, weil dort die besten Kenntnisse über die Situation, die Potentiale und die Bedürfnisse bestehen. Die Mittel aus dem Solidarpakt müssen an neue Bedingungen geknüpft werden: Zentrale zu fördernde Faktoren sind Bildung, Forschung und Innovation, nicht klassische Industriebranchen und Verkehrsprojekte. Der Abwanderung muss mit vermehrter Aufnahme von Zuwanderern begegnet werden.

Szenario

Die Fraktionen der CVP und der LRP haben einen Entwurf für einen Antrag in den Bundestag eingebracht, der die Errungenschaften der deutschen Einheit würdigt, bleibende Herausforderungen benennt und die Bundesregierung auffordert, Maßnahmen zur Vollendung der deutschen Einheit zu treffen. 

Die Abgeordneten beraten in ihren Fraktionen, in Ausschüssen und im Ple​num über den Antrag und mögliche Veränderungen, bevor sie im Plenum ab​stimmen. Sie thematisieren Chancen und Probleme und versuchen, ihre Interessen durchzusetzen.

Bei den Beratungen des Bundestages hat der Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung die Federfüh​rung. Beratend beteiligt ist der Arbeitsausschuss. 

Die Rechtslage

Bezüge der Beamten und Angestellten im öffentlichen Dienst: Die Bezüge der Beamten und Angestellten des Bundes im öffentlichen Dienst, die in den Neuen Ländern arbeiten, wurden schrittweise von 60 %  des Westniveaus im Jahr 1991 bis heute 92,5 % des Westniveaus angehoben. Der aktuelle Satz von 92,5 % besteht seit 2004. 

Steuerliche, tarifliche und arbeitsrechtliche Regelungen in den neuen Ländern: Zurzeit gibt es in Deutschland keine Ausnahmeregelungen, die für Steuersenkungen in bestimmten Regionen sorgen. Einkommens-, Körperschafts- und Umsatzsteuer sind bundeseinheitlich geregelt. Die Sätze für Gewerbesteuer können dagegen von den Kommunen unterschiedlich festgelegt werden. Flächentarife gelten - für tariflich organisierte Mitarbeiter - in Ost- wie in Westdeutschland. Die Tarifparteien können  Öffnungsklauseln vereinbaren, sodass Mitarbeiter unterhalb der tariflich geregelten Löhne bezahlt werden können. Kündigungsschutz und das Recht auf betriebliche Mitbestimmung bestehen im Prinzip ab einer bestimmten Betriebsgröße (mehr als 10 fest beschäftigte Vollzeitarbeitnehmer für den Kündigungsschutz, mehr als 20 fest beschäftigte Vollzeitarbeitnehmer für das Recht auf betriebliche Mitbestimmung) überall in Deutschland gleichermaßen. Durch befristete Arbeitsverhältnisse, Teilzeit- und Leiharbeit unterliegt jedoch in der Praxis eine Vielzahl von Unternehmen diesen Regeln nicht. 

Die finanzielle Förderung der neuen Länder: Grundlage der Förderung für Ostdeutschland ist der Solidarpakt II. Er umfasst Mittel in Höhe von 156 Mrd. Euro für den Zeitraum 2005 bis 2019, die der Bund den Neuen Ländern zur Verfügung stellt. Diese Summe wird in zwei so genannte Körbe unterteilt. Korb I (105,3 Mrd. €) gewährt im Rahmen des Länderfinanzaus​gleichs Mittel, um die Infrastrukturlücke zu schließen und die geringe kommunale Finanzkraft auszugleichen. Diese Mittel verringern sich von Jahr zu Jahr, bevor sie 2020 komplett aus​gelaufen sind. Korb II (51,1 Mrd. €) umfasst sonstige Zuwendungen des Bundes, mit denen vor allem die Schwerpunkte Wirtschaft, Innovation, Forschung, Bildung, Verkehr, Wohnungs- und Städtebau sowie Beseitigung ökologischer Altlasten gefördert werden.
Die Diskussion über die deutsche Einheit

Nach dem Jahrestag der friedlichen Revolution in der DDR 1989 im vergangenen Jahr steht in diesem Jahr die Erinnerung an 20 Jahre deutsche Einheit bevor. Aus diesem Anlass gibt es auf politischer Ebene wie auch in der Öffentlichkeit zahlreiche Diskussionen über den Stand der Einheit und des Aufbaus Ost sowie über Strategien für das nächste Jahrzehnt. 

In die Diskussion dringt dabei auch immer wieder der Ruf von Kommunen und Ländern im Westen nach einer Neuordnung des Solidarpakts II, von der die ärmeren Städte und Länder im Westen profitieren sollten. Dies prägt auch zahlreiche Überlegungen und Auseinander​setzungen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern sowie  in den Medien in Ost und West.

Glossar

Armutsgrenze: Laut EU-Definition ist armutsgefährdet, wer weniger als 60 % des mittleren Einkommens seines Landes zur Verfügung hat.

Daseinsvorsorge: Daseinsvorsorge umschreibt die staatliche Aufgabe zur Bereitstellung der für ein sinnvolles menschliches Dasein notwendigen Güter und Leistungen. Dazu zählt die Bereitstellung von öffentlichen Einrichtungen für die Allgemeinheit, also Verkehrs- und Beförderungswesen, Gas-, Wasser- und Elektrizitätsversorgung, Müllabfuhr, Abwasserbeseitigung, Bildungs- und Kultureinrichtungen, Krankenhäuser, Friedhöfe, Bäder. Dabei handelt es sich größtenteils um Betätigungen, die heute von kommunalwirtschaftlichen Betrieben wahrgenommen werden.

Fachkräftemangel: Als Fachkräftemangel bezeichnet man den Zustand einer Wirtschaft, in dem eine beträchtliche Anzahl von Arbeitsplätzen für Mitarbeiter mit bestimmten Fähigkeiten nicht besetzt werden kann, weil auf dem Arbeitsmarkt keine entsprechend qualifizierten Mitarbeiter (Fachkräfte) zur Verfügung stehen.

Flächentarifvertrag: Ein Tarifvertrag wird zwischen den Arbeitgeberverbänden und  Gewerkschaften geschlossen und regelt die Löhne und Gehälter sowie weitere Rechte und Pflichten der Tarifparteien. Ein Flächentarifvertrag ist ein Tarifvertrag für ein bestimmtes räumliches Gebiet (z. B. Nordrhein-Westfalen). Er gilt immer für eine oder mehrere Branchen (Metall, Einzelhandel etc.); deshalb spricht man häufig auch von Branchentarifverträgen. Diese Tarifverträge gelten für alle Arbeitgeber dieser Branche im Tarifgebiet, die Mitglied des tarifschließenden Arbeitgeberverbandes sind. Das heißt, dass diese Arbeitgeber der Tarifbindung unterliegen. Unternehmen, die nicht dem Arbeitgeberverband angehören, sind nicht verpflichtet, den Tarifvertrag anzuwenden, unterliegen also nicht der Tarifbindung. Die deutschen Tarifverträge sind durch das System der Flächentarifverträge bestimmt. Neben den Flächentarifverträgen gibt es auch Firmentarifverträge. In jüngster Zeit enthalten Flächentarifverträge in zunehmendem Maße Öffnungsklauseln (s.u.). 

Kündigungsschutz: Der allgemeine Schutz vor betriebsbedingten Kündigungen gilt erst ab einer Betriebszugehörigkeit von sechs Monaten (Probezeit) und nur in Betrieben mit mehr als 10 vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmern. Allerdings bildet die Möglichkeit zur Befristung von Arbeitsverhältnissen (bis zu einer Gesamtdauer von zwei Jahren, in neu gegründeten Unternehmen von bis zu vier Jahren) einen faktischen Ausschluss des Kündigungsschutzes.

Der Arbeitgeber kann mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen zum Ende eines Kalendermonats kündigen. Die Kündigungsfrist verlängert sich bei längerer Betriebszugehörigkeit des Arbeitnehmers: nach zwei Jahren auf einen Monat, nach fünf Jahren auf zwei Monate, nach acht Jahren auf drei Monate, nach zehn Jahren auf vier Monate, nach zwölf Jahren auf fünf Monate, nach fünfzehn Jahren auf sechs Monate, nach zwanzig Jahren auf sieben Monate.  

Mindestlohn: Ein allgemeiner gesetzlicher Mindestlohn bezeichnet ein kleinstes rechtlich zulässiges Arbeitsentgelt (als Stundensatz oder Vollzeitmonatslohn), das gesetzlich festgeschrieben wird. Neben nationalen Mindestlöhnen gibt es auch regionale Varianten. In Deutschland gibt es bislang keinen allgemeinen Mindestlohn, sondern branchenspezifische Mindestlöhne. Diese ergeben sich durch von den Tarifvertragsparteien ausgehandelte Tarifverträge, die vom Staat für allgemeinverbindlich erklärt werden, sodass alle Arbeitgeber dieser Branche - auch nicht tariflich organisierte - diesen Mindestlohn zahlen müssen. Ein gewisser Mindestschutz hinsichtlich der Höhe des Arbeitsentgelts ergibt sich letztlich aus dem Verbot sittenwidriger Löhne (die mindestens ein Drittel unterhalb eines in der betreffenden Branche und Wirtschaftsregion üblicherweise gezahlten Tariflohns liegen). 

Mitbestimmung: Die Mitbestimmung gibt Arbeitnehmern und ihren Vertretern Möglichkeiten zur Einflussnahme auf Entscheidungen in ihrem Betrieb oder Unternehmen. Gegenstand der betrieblichen Mitbestimmung sind Fragen der Ordnung im Betrieb, der Gestaltung der Arbeitsplätze, der Arbeitsabläufe und der Arbeitsumgebung. Im Vordergrund steht das Schutzbedürfnis der Mitarbeiterschaft im Arbeitsalltag. Organ der betrieblichen Mitbestim​mung ist der Betriebsrat (im öffentlichen Dienst der Personalrat, in Kirchen und kirchlich-karitativen Einrichtungen die Mitarbeitervertretung). Seine Aufgabe ist die Interessenvertre​tung der Arbeitnehmer. Ab einer Belegschaft von fünf ständigen Arbeitnehmern besteht rechtlicher Anspruch auf einen Betriebsrat (im öffentlichen Dienst und in Kirchen ist eine be​triebliche Interessenvertretung sogar verpflichtend). 

Niedriglohn: Der Begriff Niedriglohn wird definiert als ein Arbeitsentgelt eines Vollzeitbe​schäftigten, welches sich knapp oberhalb oder unter der Armutsgrenze (s.o.) befindet. Durch den niedrigen Lohn ist dem Arbeitnehmer trotz Voll-Erwerbstätigkeit eine angemessene Existenzsicherung nicht gewährleistet.

Öffnungsklausel / Tariföffnungsklausel: Öffnungsklauseln definieren Ausnahmesituationen, unter denen vom Tarifvertrag abgewichen werden kann. Sie lassen ergänzend einen Fir​mentarifvertrag, eine Betriebsvereinbarung oder abweichende Regelungen durch Arbeits​verträge zu. So können Öffnungsklauseln das Unterschreiten tariflich verbindlich vereinbarter Mindeststandards ermöglichen (z. B. Abweichung von den Tariflöhnen und -gehältern nach unten in wirtschaftlichen Krisensituationen).

Sonderwirtschaftszone: Eine Sonderwirtschaftszone ist ein Gebiet innerhalb eines Staates, in dem die Gesetzgebung in Bezug auf das Wirtschafts- und Steuerrecht an​ders ist als im Rest des Staates. Das Ziel der Einrichtung einer solchen Zone ist für gewöhn​lich die Steige​rung von in- und ausländischen Investitionen und damit einhergehend von Arbeitsplätzen.

Steuern:

· Gewerbesteuer: Besteuert werden Kapitalgesellschaften (AGs, GmbHs) und gewerbli​che Betriebe. Freiberufliche und nichtgewerbliche Tätigkeiten sowie die meisten land- und forstwirtschaftlichen Betriebe unterliegen nicht der Gewerbesteuer. Die Gewerbe​steuer orientiert sich am Gewerbeertrag (Gewinn) eines Unternehmens. Die Höhe der Gewerbesteuer wird durch die Kommunen festgelegt. Die Einnahmen aus diesen Steu​ern fließen den Kommunen zu. Sie ist ihre wichtigste eigene Einnahmequelle. Durch ei​nen geringen Gewerbesteuersatz können die Kommunen Anreize für Unternehmen schaffen, in ihrer Kommune zu investieren. 

· Körperschaftssteuer: Körperschaftsteuer auf ihre Gewinne zahlen juristische Personen, d.h. die meisten Unternehmen wie z.B. Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit be​schränkter Haftung oder Unternehmergesellschaften. Der Steuersatz beträgt derzeit 15 %  (früher 25 % bzw. 40 %). Die Einnahmen aus diesen Steuern fließen Bund und Län​dern gemeinsam zu.

· Umsatzsteuer: Die Umsatzsteuer ist eine Steuer, die den Erlös besteuert, den ein Unter​nehmer für seine Leistungen im Inland erzielt. Der Unternehmer führt zurzeit 19 % Um​satzsteuer ab. Dies entspricht den 19 % Mehrwertsteuer, den der Kunde/Verbraucher für eine Leistung an den Unternehmer entrichtet. Die Einnahmen aus diesen Steuern flie​ßen Bund und Ländern gemeinsam zu.

Zentrale Planwirtschaft: In der Zentralen Planwirtschaft wird der Wirtschaftsprozess, also die Herstellung und der Verbrauch von Gütern, vollständig von einer zentralen Instanz, meist dem Staat, geplant. Im Gegensatz dazu erfolgt in der Marktwirtschaft die Wirtschaftsplanung dezentral durch Unternehmen und Verbraucher durch Angebot und Nachfrage. Die DDR war durch ein System der zentralen Planwirtschaft gekennzeichnet. Wichtiges Kriterium der sozi​alistischen Planwirtschaften ist, dass Unternehmen in der Regel staatliches Eigentum sind. Auch die Festlegung von Preisen und Löhnen unterliegt dem Staat. 
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Entwurf eines Antrages  zur Vollendung der Deutschen Einheit

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Der Bundestag erinnert im Jahr 2010 an ein einzigartiges historisches Ereignis: an die Erringung der deutschen Einheit. Mit der friedlichen Revolution hat das deutsche Volk 1989 seine Freiheit erlangt; mit der staatlichen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 die Einheit. Gemeinsam haben die Bürgerinnen und Bürger die Einheit hergestellt, gemeinsam wollen sie auch in Zukunft die Einheit in Freiheit leben.

Die Umwandlung der zentralen Planwirtschaft in eine soziale Marktwirtschaft war und ist eine gewaltige Aufgabe. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Neuen Ländern ist spürbar und weit vorangeschritten. Wichtige Projekte in den Bereichen Verkehr, Infrastruktur, Abbau ökologischer Altlasten und Gebäudesanierung sind vollendet oder auf gutem Wege. Doch es bleiben Herausforderungen bestehen. Dies betrifft insbesondere die höhere Arbeitslosigkeit und höhere Armutsrate, die geringere Produktivität  und die Abwanderung aus strukturschwachen Gebieten.

Auch die Einkommensverhältnisse in den Neuen und den alten Ländern sind weiterhin ungleich. Auf dem Weg zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse möchte der Bundestag mit diesem Antrag einen wichtigen Schritt gehen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. ab 01.01.2014 in den Neuen Ländern die Besoldung der Bundesbeamten und die Löhne und Gehälter der Bundesangestellten im öffentlichen Dienst denjenigen in den alten Ländern anzugleichen;

2. rechtliche Regelungen vorzuschlagen, um Unternehmen in strukturschwachen Gebieten von steuerlichen, arbeitsrechtlichen und bürokratischen Hürden zu befreien und auf diese Weise Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen;

3. ein Konzept für die Förderung strukturschwacher Regionen sowohl in den Neuen als auch in den alten Ländern vorzulegen.

Parlamentseröffnung 
durch die Alterspräsidentin / den Alterspräsidenten 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

die Bundestagsverwaltung hat mich informiert, dass ich die / der älteste Abgeordnete des Deutschen Bundestages bin. Der guten Ordnung halber möchte ich fragen, ob jemand unter den Anwesenden älter als 75 Jahre ist? Dies scheint nicht der Fall zu sein.

Damit erkläre ich die konstituierende Sitzung für eröffnet. 

Ich freue mich, dass Sie alle erschienen sind. Die Fraktionen haben heute ja bereits alle ge​tagt. 

Nachdem dort neue Fraktionsvorsitzende gewählt wurden, möchte ich Ihnen kurz diejenigen vorstellen, die sich bereit gefunden haben, diese Aufgabe zu übernehmen. Ich bitte die jeweils genannten Kolleginnen und Kollegen kurz aufzustehen, damit alle Sie sehen können. 

1. Die Fraktion der CVP wird geführt von 
____________________

2. Die Fraktion der APD wird geführt von 
____________________

3. Die Fraktion der LRP wird geführt von 
____________________

4. Die Fraktion der PSG wird geführt von 
____________________

5. Die Fraktion der ÖSP wird geführt von 
____________________ 

Ich wünsche den genannten Kolleginnen und Kollegen eine glückliche Hand und viel Erfolg!

Lassen Sie uns nun eine Präsidentin / einen Präsidenten wählen.

Gemäß parlamentarischer Tradition steht es der größten Fraktion zu, eine Kandidatin oder einen Kandidaten für dieses Amt zu benennen. 

Als Vorsitzende/n der CVP-Fraktion bitte ich Frau / Herrn ______________________ um den Vorschlag 

(...)

Wer stimmt der Wahl zu?

Gegenstimmen?

Enthaltungen?

Ich stelle fest, dass die / der Abgeordnete _______________________ zur Präsidentin / zum Präsi​denten gewählt ist. Nehmen Sie die Wahl an?     

(Gratulation)

Damit übergebe ich den Vorsitz an unsere neue Präsidentin / unseren neuen Präsidenten.

Begrüßung und Sitzungsleitung der Ersten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte Sie herzlich zur ersten Arbeitssitzung des Bundestages begrüßen. Wir wollen uns heute mit dem Entwurf eines Antrages der Fraktionen der CVP und der LRP befassen.

(Mitteilungen über Ausschüsse)

Zuvor möchte ich Ihnen jedoch noch einige Mitteilungen machen:

Entsprechend der Zuständigkeitsbereiche von Bundesministerien legt die Geschäftsordnung des Bundestages fest, dass es einen Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung sowie einen Arbeitsausschuss geben soll. 

Gemäß Absprache zwischen den Fraktionen fällt der Vorsitz im Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung an die APD-Fraktion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Der Vorsitz im Arbeitsausschuss fällt an die CVP-Frak​tion. Diese hat als Vorsitzende/n die Abgeordnete / den Abgeordneten

_______________________ benannt. 

Ich beglückwünsche die neuen Vorsitzenden und hoffe auf gute Zusammenarbeit.

(Erste Lesung des Antrages)

Nun kommen wir zum zweiten Punkt unserer heutigen Tagesordnung:

„Erste Lesung des von den Fraktionen der CVP und der LRP eingebrachten Antrages zur Vollendung der deutschen Einheit.“

Nach Anhörung der Ausschüsse und Fraktionen sieht der Ältestenrat vor, dass der Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung die Federführung übernehmen, gleichzeitig aber auch der Arbeitsausschuss befasst wer​den soll. Weiterhin schlägt der Ältestenrat eine Überweisung an die Ausschüsse ohne vorherige Aussprache im Plenum vor. 

Hierzu sehe ich keinen Widerspruch. Damit ist dies beschlossen.

Hiermit schließe ich die Erste Lesung eines Antrages zur Vollendung der deutschen Einheit.

(Sitzungsende)

Ich danke Ihnen für die gute Zusammenarbeit und wünsche Ihnen fruchtbare Arbeit in den Ausschüssen.

Deutscher Bundestag 
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Ausschussberatung des Entwurfes eines 

Antrages zur Vollendung der deutschen Einheit 

Bericht des Arbeitsausschusses 

an den Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung

Der Arbeitsausschuss vertritt in Bezug auf den oben genannten Antrag folgende Position: 

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	

	


Mit kollegialen Grüßen: _____________________

(Ausschussvorsitzende/r)
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Ausschussberatung des Entwurfes eines 

Antrages zur Vollendung der deutschen Einheit 

Beschlussempfehlung des 

Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung

Der Ausschuss für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung hat sich mit dem Entwurf eines Antrages zur Vollendung der deutschen Einheit befasst. 

Unter Berücksichtigung der Arbeitsergebnisse des mitberatenden Ausschusses schlagen wir vor, der Bundestag wolle beschließen:

O den Antrag abzulehnen 
O den Antrag in der folgenden Fassung anzunehmen:
 (Die Einleitung ist hier wie auch sonst häufig nicht strittig. Es  ist an dieser Stelle daher kein Raum für textliche Veränderungen vorgesehen.) 

I. Der Deutsche Bundestag stellt fest:

Wir erinnern im Jahr 2010 an ein einzigartiges historisches Ereignis: an die Erringung der deutschen Einheit. Mit der friedlichen Revolution hat das deutsche Volk 1989 seine Freiheit erlangt; mit der staatlichen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 die Einheit. Gemeinsam haben wir die Einheit hergestellt, gemeinsam wollen wir auch in Zukunft die Einheit in Freiheit leben.

Die Umwandlung der zentralistischen Planwirtschaft in eine soziale Marktwirtschaft war und ist eine gewaltige Aufgabe. Die wirtschaftliche Entwicklung in den Neuen Ländern ist spürbar und weit vorangeschritten. Doch es bleiben Herausforderungen bestehen. Dies betrifft insbesondere die höhere Arbeitslosigkeit und höhere Armutsrate, die geringere Produktivität  und die Abwanderung aus strukturschwachen Gebieten.

Auch die Einkommensverhältnisse in den Neuen und den alten Ländern sind weiterhin ungleich. Auf dem Weg zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse möchte der Bundestag mit diesem Antrag einen wichtigen Schritt gehen. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. 
 (Wortlaut der ursprünglichen Entwurfes: 

  „ab 01.01.2014 in den Neuen Ländern die Besoldung der Bundesbeamten und die Löhne und Gehälter der Bundesangestellten im öffentlichen Dienst denjenigen in den alten Ländern anzugleichen;“)
____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

2.
  (Wortlaut des ursprünglichen Entwurfes:

 
  „rechtliche Regelungen vorzuschlagen, um Unternehmen in strukturschwachen Gebieten von steuerlichen, arbeitsrechtlichen und bürokratischen Hürden zu befreien und auf diese Weise Arbeitsplätze zu sichern und zu schaffen;“) 

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

3.
  (Wortlaut des ursprünglichen Entwurfes: 



  „ein Konzept für die Förderung strukturschwacher Regionen sowohl in den Neuen als auch in den alten Ländern vorzulegen.“)

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

____________________________________________________________________

	Beschlossen mit

Zustimmung: ____ Pers.         Ablehnung:    ____ Pers.         Enthaltung:    ____ Pers.




Mit kollegialen Grüßen: _____________________


(Ausschussvorsitzende/r)
	Änderungsantrag
	[image: image16.wmf]
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Die Fraktion der CVP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Antragstext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
	[image: image17.wmf]


Sie haben eine Redezeit von 5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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Die Fraktion der APD beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Antragstext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript
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Sie haben eine Redezeit von 4 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag


	[image: image20.png]LRP

Liberale
Reformpartei







Deutscher Bundestag 





            Drucksache 17 / 7

17. Wahlperiode                                                             

Die Fraktion der LRP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Antragstext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3,5 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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Die Fraktion der PSG beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Antragstext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

	Änderungsantrag
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Die Fraktion der ÖSP beantragt, 

die Beschlussempfehlung des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung wie folgt zu verändern:

1.   
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

2. 
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

3.
____________________________________________________________________


____________________________________________________________________

Mit kollegialen Grüßen: ______________________


(Fraktionsvorsitzende/r)
	Hinweise: 

Bitte formulieren Sie den gewünschten Antragstext kurz und präzise.

Geben Sie bei mehreren Änderungen außerdem an, ob Sie diese einzeln oder als Paket zur Abstimmung stellen wollen.


	Redemanuskript 


	[image: image25.png]OSP
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Sie haben eine Redezeit von 3 Minuten!

Frau Präsidentin / Herr Präsident, meine Damen und Herren, 

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

..........................................................................................

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!
Sitzungsleitung der Zweiten Lesung

(Begrüßung)

Sehr geehrte Damen und Herren,

ich begrüße Sie zu unserer Plenardebatte.

Aufrufen möchte ich den Tagesordnungspunkt 1: Zweite Lesung des von den Fraktionen der CVP und der LRP ein​gebrachten Entwurfes eines Antrages zur  Vollendung der deutschen Einheit. 

(Vorstellung der Beschlussempfehlung)

Ich bitte den / die Abgeordnete/n ________________________ uns als Berichterstatter/in des Ausschusses für Angelegenheiten der öffentlichen Verwaltung dessen Beschlussempfehlung vorzutragen:

(...)

(Aussprache)

Ich bitte die einzelnen Fraktionen zur Aussprache über diesen Antrag. 

Auf Vorschlag des Ältestenrates kommt der Fraktion der CVP eine Redezeit von 5 Minuten, der Fraktion der APD eine Redezeit von 4 Minuten, der Fraktion der LRP eine Redezeit von 3,5 Minuten, den Fraktionen der PSG und ÖSP eine Redezeit von 3 Minuten zu. 

Für die Fraktion der CVP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der APD  spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der LRP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der PSG spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

Für die Fraktion der ÖSP spricht die / der Abgeordnete ________________________
(...)

(Abstimmung über Änderungsanträge – falls vorliegend)

Ich werde jetzt nacheinander die vorliegenden Änderungsanträge zur Abstimmung stellen. 

1. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

2. Änderungsantrag der Fraktion der ________ 

Diejenigen, die diesen Änderungsantrag unterstützen, bitte ich um das Handzeichen: 

Wer ist dafür? – Wer ist dagegen? – Wer enthält sich? 

u.s.w.

(Abstimmung über den Antrag)

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung:

Ich bitte die jeweils aufgerufenen, aufzustehen. 

Wer stimmt dem Antrag in der vorliegenden Form zu? 


Bitte setzen Sie sich wieder.

Wer stimmt gegen den Antrag?


Bitte nehmen auch Sie Platz.

Wer enthält sich der Stimme? 


Herzlichen Dank!

Damit ist der Antrag angenommen / gescheitert.

 (Sitzungsende)

Meine Damen und Herren, 

ich möchte mich bei Ihnen allen für die aktive Teilnahme und konstruktive Mitarbeit bedan​ken und erkläre das Planspiel für beendet.





